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1
Einleitung

Ostdeutsche Unternehmen müssen in den
kommenden Jahren erhebliche Investitio-
nen vornehmen, wenn sie sich im interna-
tionalen Wettbewerb behaupten wollen:
Zum einen liegt der Kapitalstock je Einwoh-
ner in den neuen Bundesländern erst bei
rund zwei Dritteln des Niveaus der alten
Länder (BfWA 2003), worin insbesondere
der geringe betriebliche Besatz zum Aus-
druck kommt, zum anderen sind die im
Wettbewerb erforderlichen Sachinvestitio-
nen und FuE-Aufwendungen stark ange-
stiegen (IKB 2002). Die jüngsten Umsatz-
und Beschäftigungsentwicklungen deuten
zudem darauf hin, dass ostdeutsche Betrie-
be ihr Wertschöpfungsprofil noch stärker
auf höherwertige und exportfähige Produk-
te ausrichten müssen (Beer u.a. 2002).

Trotz gestiegener Wettbewerbsfähigkeit
droht ostdeutschen Betrieben nun jedoch
ein Finanzierungsproblem (DIHK 2002).
Vor allem Klein- und Mittelunternehmen
sind von einer Verteuerung bzw. Verknap-
pung von Krediten betroffen und Untersu-
chungen zeigten, dass Unternehmen in Ost-
deutschland unabhängig von der Größe
oder Branchenzugehörigkeit höhere Kredit-
sicherheiten und -zinsen von bis zu einem
Prozentpunkt abverlangt werden (Neuber-
ger 2000; Priewe u.a. 2002, S. 180).

Hinzu kommen marktgetriebene und
regulative Trends im Finanzsektor, wie z.B.
Konzentrationsprozesse, die Neufassung

die betriebliche und die regionale Entwick-
lung Ostdeutschlands vorgenommen.

2
Erschwerte Kreditaufnahme
ostdeutscher Unternehmen

In einer Befragung von Unternehmen aller
Branchen und Größenklassen durch die
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und
20 Wirtschaftsverbände im Herbst 2001
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Mit der Globalisierung hat insbesondere im Finanzsektor eine tiefgreifende Dynamik eingesetzt, welche nicht nur Entwicklungs- und
Schwellenländer, sondern auch die Finanzsysteme der Industrienationen erfasst hat. Im Kontext der Debatten um die Zukunft des
„Modell Deutschland“ werden z.B. Auflösungstendenzen der „Deutschland AG“ und des Hausbankprinzips, Konzentrationsprozesse
im Bankensektor und eine stärkere Orientierung am Shareholder Value diskutiert. Der folgende Beitrag geht der Frage nach, welche
Konsequenzen sich hieraus speziell für Ostdeutschland ergeben. Es wird davon ausgegangen, dass die ostdeutsche Wirtschaft auch
weiterhin durch strukturelle Differenzen bzw. Eigenheiten geprägt sein wird, welche eine besondere Betrachtung erforderlich machen.
Diese Besonderheiten, aber auch vorliegende empirische Befunde zur Unternehmensfinanzierung, begründen die Annahme, dass sich
die gegenwärtigen Trends im Finanzsektor in Ostdeutschland in anderer Weise oder massiver auswirken und somit die weitere
Entwicklung Ostdeutschlands negativ beeinträchtigen könnten.

der Eigenkapitalregelungen für Banken
(Basel II) oder auch die Abschaffung der
Gewährträgerhaftung bei den Sparkassen,
die zum Teil bereits zu einem restriktiveren
Kreditvergabeverhalten der Banken ge-
führt haben. Angesichts der Entwicklungs-
schwäche der ostdeutschen Wirtschaft ist
zu fragen, wie sich diese Veränderungen für
die Unternehmen dort auswirken. Dieser
Beitrag geht von der Annahme aus, dass die
gegenwärtigen Finanzierungsschwierigkei-
ten ostdeutscher Betriebe kein konjunktu-
relles Phänomen sind, sondern gleicher-
maßen auf strukturelle Faktoren zurück-
zuführen sind, und dass unter diesen Be-
dingungen die aktuellen Veränderungen
auf der Kreditangebotsseite zu einer weite-
ren Verschärfung der Finanzierungssituati-
on in Ostdeutschland beitragen können.
Vor dem Hintergrund rückläufiger öffent-
licher Fördermittel geht es – so die These –
auch um die strategischen Entwicklungs-
möglichkeiten der Betriebe und Unterneh-
men sowie um die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung Ostdeutschlands.

Im Folgenden wird zunächst die gegen-
wärtige Finanzierungssituation ostdeut-
scher Betriebe betrachtet. Die bestehenden
Schwierigkeiten verweisen sowohl auf be-
triebliche als auch regionale Struktur-
probleme, die sich ungünstig auf die Fi-
nanzierungsbedingungen auswirken. Im
nächsten Schritt werden die aktuellen Res-
trukturierungs- und Regulierungstrends
im Finanzsektor und deren Auswirkungen
auf die Unternehmensfinanzierung unter-
sucht. Abschließend wird eine perspektivi-
sche Einschätzung der Konsequenzen für
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beklagten ostdeutsche Unternehmen un-
abhängig von Größe und Branche häufiger
als westdeutsche eine Erschwerung der
Kreditbeschaffung und auch eine Verkür-
zung der Kreditlinien (KfW u.a. 2002). All-
gemein sind es überwiegend kleinere Un-
ternehmen und solche in Problembran-
chen, die über Schwierigkeiten bei der Kre-
ditbeschaffung berichten.

In der jüngsten Befragung durch den
Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertag (DIHK) im Herbst 2002 lagen über
alle Branchen hinweg die Quoten hin-
sichtlich des Anteils abgelehnter Kreditan-
träge (7 %) und strengerer Anforderungen
seitens der Hausbank (28 %) in Ost-
deutschland teilweise deutlich über den
entsprechenden Werten anderer Regionen

und dem Bundesdurchschnitt (3 % und
26 %). Der Anteil der Unternehmen, die
über eine Verbesserung berichteten, lag 
in Ostdeutschland mit gut 3 % gerade 
bei der Hälfte des Bundesdurchschnitts
(DIHK 2002, S. 1 ff.). Für diese massive
Verschlechterung der Kreditfinanzie-
rungsbedingungen sind zum einen sicher-
lich statistische Effekte aufgrund des
Übergewichts kleiner Unternehmen und
der Baubranche verantwortlich. Die über
alle Branchen und Größenklassen hinweg
schwierigere Situation lässt aber ver-
muten, dass noch weitere unternehmens-
und regionalspezifische Faktoren in Ost-
deutschland eine Rolle spielen.

3
Betriebliche Problemfak-
toren der Finanzierung ost-
deutscher Unternehmen

Erste Hinweise zur Erklärung der Finan-
zierungsschwierigkeiten liefern die Ein-
schätzungen der Unternehmen selbst. In
der KfW-Befragung wurden als Gründe für
eine Kreditablehnung am häufigsten die
Geschäftspolitik der Bank, unzureichende
Sicherheiten und die (zu geringe) Eigenka-
pitalquote benannt. Deutlich weniger häu-
fig werden eine zu geringe Rentabilität und
mangelnde Überzeugungskraft des Investi-
tionsvorhabens genannt. Trotz der schwie-
rigen Lage im Baugewerbe und auch im
Einzelhandel ist die Differenzierung bei
den Variablen Standort (Ost, West) und
Unternehmensgröße ausgeprägter als bei
der Variable Branchenzugehörigkeit, und im
Osten werden unzureichende Sicherheiten
wesentlich häufiger als Ablehnungsgrund
genannt (KfW u.a. 2002).

3.1 MANGEL AN SICHERHEITEN
UND EIGENKAPITAL

Im internationalen Vergleich weisen deut-
sche kleine und mittelständische Unter-
nehmen ohnehin schon eine niedrige Ei-
genkapitalquote auf (BdB 2003, S. 15).
Nach Erhebungen vom Verband der Verei-
ne Creditreform e.V. verfügen mehr als 40 %
der Betriebe im deutschen Mittelstand
über maximal 10 % Eigenkapital und gel-
ten als unterkapitalisiert, ein weiteres Vier-
tel verfügt lediglich über bis zu 20 % Ei-
genkapital (Creditreform 2002a, S. 55). Die
Einschätzungen der Eigenkapitalausstat-
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tung ostdeutscher Unternehmen sind nicht
eindeutig. Während in Daten der KfW und
der Bundesbank für das Jahr 1998 zum Teil
sogar höhere Eigenkapitalquoten (Eigen-
kapital in % der Bilanzsumme) in Ost- als
in Westdeutschland ausgewiesen wurden
(Beer u.a. 2002, S. 227 ff.; Wallau 2002),
zeigt eine jüngere Einschätzung vom Ver-
band der Vereine Creditreform e.V. ein an-
deres Bild (Tabelle 1).

Im Jahr 2001 waren hier 47,7 % der Un-
ternehmen des ostdeutschen Verarbeiten-
den Gewerbes mit einer Eigenkapitalquote
bis unter 10 % und weitere 27,7 % bis un-
ter 20 % klassifiziert. Über 30 % Eigenka-
pital verfügten lediglich 11,2 % der Unter-
nehmen. Dem gegenüber standen in West-
deutschland entsprechende Klassenstärken
von 31,2 %, 22,4 % und 30,5 %. Im Ver-
gleich zu 1997 zeigen die Daten darüber
hinaus für Ostdeutschland eine durchgän-
gige Verschiebung nach unten (Beer u.a.
2002, S. 230). Insgesamt ist eher von einer
unzureichenden Eigenmittelausstattung
ostdeutscher Unternehmen auszugehen.
Die Mehrheit der ostdeutschen Unterneh-
men ist noch relativ jung und konnte bis-
lang kaum Kapital und Sicherheiten (z.B.
Rückstellungen) akkumulieren. Hinzu
kommt, dass nur wenige kleinere eigen-
ständige Unternehmen zuletzt ausreichen-
de Gewinne verzeichnen konnten (Beer
u.a. 2002, S. 225; Bode 2002). Vergleichs-
weise günstige Eigenkapitalangaben hän-
gen zum einen mit den Eröffnungsbilanzen
nach der Vereinigung (und möglicherwei-
se auch mit niedrigeren Bilanzsummen)
zusammen, zum anderen sind verwertbare
Vermögenspositionen und zukünftige Er-
träge als wichtiger einzuschätzen (Vieweg
u.a. 2002, S. 4; Priewe u.a. 2002, S. 176 ff.).

3.2 UNGÜNSTIGE ERTRAGS- UND
ENTWICKLUNGSPERSPEKTIVEN

Viele ostdeutsche Betriebe weisen Wettbe-
werbsschwächen, ein begrenzt entwick-
lungsfähiges Wertschöpfungsprofil oder ei-
ne noch relativ schwache Marktposition
auf. Schwächen gegenüber Westunterneh-
men bestehen neben Produktivitätsrück-
ständen in einer geringeren Innovations-
effizienz (ZEW u.a. 2002), einer niedrige-
ren Technologieintensität (Priewe u.a.
2002) sowie in den Bereichen Organisation
und Marketing (Ragnitz u.a. 2001). Un-
günstig ist darüber hinaus die transforma-
tionsbedingte Konzentration ostdeutscher
Unternehmen auf Wertschöpfungsberei-

che mit gegenwärtig nur unterdurch-
schnittlichen Wachstums- und Entwick-
lungsmöglichkeiten (Beer u.a. 2002;
Ragnitz u.a. 2001, S. 180 ff.). Zwar hat sich
das Profil der ostdeutschen Wirtschaft seit
Mitte der 90er Jahre positiv verändert, ei-
nige typische Strukturmerkmale sind aber
weiterhin prägend. Neben der schwachen
industriellen Basis und der kleinbetrieb-
lichen Struktur ist v.a. das geringe Gewicht
exportorientierter und wachstumsstarker
Branchen problematisch. Die Exportquote
des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes
liegt erst bei rund 23 % gegenüber 38 % 
in Westdeutschland, in den Bereichen
Spitzentechnologie und höherwertige
Technologie machten Güter aus den neuen
Ländern im Jahr 2000 gerade 4,1 % und 
4,6 % der gesamtdeutschen Produktion aus
und der Anteil der fünf wachstums-
stärksten Zweige am gesamten Umsatz des
Verarbeitenden Gewerbes betrug im selben
Jahr lediglich 23,5 % (Westdeutschland:
rund 35 %). Insgesamt ist die Ostwirtschaft
weiterhin geprägt vom Bau- und vom
Ernährungsgewerbe, während dynamische
Branchen wie Fahrzeugbau, Chemische In-
dustrie oder Maschinenbau unterrepräsen-
tiert sind (Beer u.a. 2002, S. 102 ff.; Priewe
u.a. 2002). Ostdeutsche Unternehmen sind
somit in erheblichem Maße ausgerichtet
auf kaum noch wachsende lokale und re-
gionale Märkte, wenig dynamische Bran-
chen und eher mittelpreisige, begrenzt in-
novationsorientierte Segmente, in denen
der Konkurrenzdruck mit der EU-Oster-
weiterung weiter zunehmen wird.

3.3 SCHWACHE POSITION
OSTDEUTSCHER UNTERNEHMEN

Erschwerend kommt schließlich die im
Vergleich zu westdeutschen Unternehmen
schwächere Marktposition hinzu. Nach
Schätzungen müssen ostdeutsche Unter-
nehmen zum Teil bis zu 20 % niedrigere
Absatzpreise für ihre Produkte akzeptieren.
Hierfür werden zum einen Defizite in

Marketing,Vertrieb und Beziehungsmana-
gement verantwortlich gemacht, zum an-
deren spielen das vergleichsweise geringe
Alter vieler ostdeutscher Unternehmen, die
starke Orientierung auf regionale Märkte
und daraus resultierend eine geringere Re-
putation und schlechtere Verhandlungs-
position eine Rolle (Ragnitz u.a. 2001). Die
damit verbundene Ertragsschmälerung
und Markteintrittsbarriere erschwerten die
Neuorientierung und Erschließung neuer
Märkte deutlich. Letztlich lässt sich vermu-
ten, dass v.a. kleinere Unternehmen auf-
grund des schwer einschätzbaren Risikos
auch gegenüber Banken eine schwächere
Position haben.

4
Regionalwirtschaftliche
Problemfaktoren 
Ostdeutschlands

Relevante regionalspezifische Faktoren sind
beispielsweise die Verfügbarkeit so genann-
ter Potenzialfaktoren (z.B. qualifizierte Ar-
beitskräfte, Infrastruktur), das Vorhanden-
sein von Netzwerken und Wachstumspolen,
Spillover-Effekte durch technologieinten-
sive und innovationsstarke Unternehmen,
regionale Förderung, die Wachstumspoten-
ziale regionaler Märkte und die Einbindung
in die internationale Arbeitsteilung. Bei der
Kreditfinanzierung ist schließlich die Über-
lebenswahrscheinlichkeit bedeutsam, da In-
solvenzen nicht nur die regionale Wirtschaft
belasten (Forderungsausfälle), sondern je
nach Häufigkeit (Insolvenzquote) auch die
Erwartungen der Bank beeinflussen (Neu-
berger 2000).

Ein im Vergleich zu Westdeutschland
standortbedingt erhöhtes Markt- und
Unternehmensrisiko lässt sich nach diesen
Kriterien nicht nur aufgrund der struk-
turellen Schwächen vieler Unternehmen
(s.o.) konstatieren. Auch die Ausstrah-
lungseffekte von Wachstumspolen und die

Tabelle 1: Eigenkapitalquoten der Unternehmen des Verarbeitenden
Gewerbes – Eigenkapital in % der Bilanzsumme –

Ostdeutschland Westdeutschland
1997 2001 1997 2001

bis unter 10% 42,1 47,7 30,0 31,2
10 bis unter 20% 27,1 27,7 26,6 22,4
20 bis unter 30% 12,1 13,3 14,0 15,9
über 30% 15,8 11,2 25,8 30,5
ohne Angabe 2,9 0,1 3,6 0,0

Quelle: Beer u.a. 2002, S. 230
Hans Böckler
Stiftung
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rungsdruck (Lebert 2002b). Deutsche Ban-
ken reagierten darauf u.a. mit einer Ausdün-
nung des Filialnetzes (Vieweg u.a. 2002).
Langfristig gehen Unternehmensberater von
einem weiteren Rückgang der Zahl der In-
stitute und Filialen und einer Tendenz zu 

oligopolistischen Strukturen aus (Heis-
mann 2002; Wanner 2003).

Ein weiterer Trend der letzten Jahre im
Bankensektor betrifft die Neuausrichtung
und Reorganisation der Geschäftsfelder.
Banken konzentrierten sich vermehrt auf
die (vermeintlich) profitabelsten Bereiche
und reduzierten ihr Engagement und die
Quersubventionierung bei den weniger ren-
tablen Geschäftsfeldern. Insbesondere das
Investmentbank-Geschäft und der Wertpa-
pierhandel rückten als profitable und dyna-
mische Felder in den Mittelpunkt, während
das traditionelle Massen- und Kreditge-
schäft (Retailbanking) rationalisiert oder
ausgegliedert wurde (Kellermann 2002).
Hinsichtlich der Unternehmensfinanzie-
rung deuten sich in der Tendenz eine 
weitere Reduzierung der Firmenkredite,
eine allgemeine Erhöhung der Margen und
eine stärkere Risikodifferenzierung an 
(MittelstandsMonitor 2003). Darüber hi-
naus ist nicht auszuschließen, dass sich aus
den Konzentrationstendenzen eine erhöhte
Marktmacht (Anforderungen, Margen) und
aus der Reduzierung der Institute und Filia-
len Abstriche bei der Betreuungsintensität –
z.B. bei arbeitsaufwendigen öffentlichen
Förderprogrammen – ergeben.

Ein Ansatz, die Firmenkreditvergabe an
kleinere Unternehmen attraktiver zu ma-
chen, stellt die Verbriefung dar, nach der
Forderungen eines Kreditinstituts über die
Emission von Wertpapieren oder die Nut-
zung von Kreditderivaten refinanziert wer-
den (Hickel 2002). Allerdings trägt die Ver-
briefung auch dazu bei, dass sich die Ban-
ken stärker an den Margenprofilen des
Kapitalmarktes orientieren (IKB 2002) und
es ist davon auszugehen, dass die Kredit-
portfolios ostdeutscher Banken aufgrund
der ungünstigeren Risikostruktur schlech-
ter gehandelt werden.

6
Veränderung der 
Finanzierungskonditionen
durch Basel II

Ende 2006 soll die Neufassung des Basler
Akkords (Basel II) über die Eigenkapital-

Mit der Expansion und Internationalisie-
rung der Finanzmärkte haben nicht nur
neue Finanzierungsformen und -instru-
mente an Bedeutung gewonnen, auch die
Banken als traditionelle Anbieter im Be-
reich Unternehmensfinanzierung sind un-
ter wachsenden Konkurrenzdruck geraten.
Zum einen haben alternative Anlage- und
Finanzierungsformen an Attraktivität ge-
genüber dem klassischen Bankgeschäft
(Einlagen, Kredite) gewonnen, wodurch es
zu einer verstärkten Umgehung des Bank-
gewerbes (Disintermediation) gekommen
ist (Europäische Kommission 2001; BdB
2003). Zum zweiten hat die internationale
Ausdehnung der Geschäftsbereiche der
Banken selbst zu einer Intensivierung des
Wettbewerbs beigetragen. In den neunziger
Jahren verzeichneten Banken zum Teil er-
hebliche Ertragseinbußen und verstärkten
daraufhin ihre Reorganisationsbemühun-
gen (BdB 2002).

Für deutsche Banken kam hinzu, dass sie
aufgrund des geringeren Konzentrations-
grades im internationalen Vergleich ohnehin
eine geringe Eigenkapitalrendite aufweisen.
Ende der neunziger Jahre lag die durch-
schnittliche Eigenkapitalrendite deutscher
Banken nur knapp über 5 % und damit in-
ternational mit am niedrigsten (Europäische
Kommission 2001). Mit der ungünstigen
Konjunkturentwicklung kamen in den letz-
ten Jahren darüber hinaus Kreditausfälle
und umfangreiche Wertberichtigungen hin-
zu (Lebert 2002a). Angesichts einer höheren
Übernahmegefahr bei niedrigem Share-
holder Value stehen insbesondere die privat-
wirtschaftlichen Banken unter Restrukturie-

Intensität von Agglomerationsvorteilen
sind bislang eher schwach einzuschätzen
(Bode 2002) und Spillovers sind schon
durch den Unterbesatz mit großen Unter-
nehmen limitiert (Priewe u.a. 2002). Hin-
sichtlich der Überlebenswahrscheinlichkeit
der Betriebe hat sich die Situation in den
letzten Jahren ebenfalls weiter verschlech-
tert, obwohl die Gründungsraten deutlich
zurückgegangen sind (Priewe u.a. 2002).
Inzwischen liegt die Insolvenzquote mehr
als doppelt so hoch wie in Westdeutsch-
land (Günterberg/Wolter 2002).Außerdem
zeigt eine differenziertere Betrachtung,
dass zwar generell eher jüngere und kleine-
re Betriebe von Insolvenzen betroffen sind,
in Ostdeutschland allerdings in überpro-
portionalem Maße auch ältere, d.h. das
Insolvenzrisiko nimmt mit zunehmendem
Alter kaum ab (Rödl 2002, S. 11). Für die
Mehrzahl der Betriebe, d.h. in erster Linie
für die kleineren bis mittleren, muss daher
von einem erhöhten Kredit- und Finanzie-
rungsrisiko ausgegangen werden, das zum
einen auf typischen unternehmensspezifi-
schen, zum anderen aber auch auf stand-
ortbedingten Faktoren beruht.

5
Globalisierungsprozesse
und die Restrukturierung
des Finanzsystems

Die Veränderung der Finanzierungsbedin-
gungen ist in hohem Maße durch Entwick-
lungen auf der Angebotsseite getrieben.
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regeln für Banken in Kraft treten. Von den
„drei Säulen“ des Akkords – Mindest-
kapitalanforderungen, bankaufsichtlicher
Überprüfungsprozess, erweiterte Offen-
legung – hat vor allem die erste, aufgrund
der befürchteten Konsequenzen für die
Mittelstandsfinanzierung (Abbildung 3),
heftige Diskussionen ausgelöst.

Die wesentliche Neuerung von Basel II
bildet die Abhängigkeit der Höhe des von
Banken zu unterlegenden Eigenkapitals
von der Risikoeinstufung des Kredits.
Mussten die Banken bisher Kredite generell
mit 8 % Eigenkapital unterlegen, so nimmt
nach Basel II der für die einzelnen Kredite
zu unterlegende Eigenkapitalbetrag mit zu-
nehmender (abnehmender) Bonität ab
(zu), wobei der für die gesamte Kreditsum-
me einer Bank zu hinterlegende Betrag
allerdings gleich bleiben soll. Bei einer
Risikogewichtung von 100 % muss ein
Kredit demnach unverändert mit 8 % un-
terlegt werden, bei einer geringeren Risiko-
gewichtung von 20 oder 50 % – aufgrund
eines besseren Ratings – muss zukünftig
nur noch der entsprechende Prozentsatz
des sog. Solvabilitätskoeffizienten von 8 %
und bei einer höheren Risikogewichtung
150 % davon unterlegt werden. Bei einem
Rating von beispielsweise BBB+ nach dem
Ansatz von Standard & Poor gilt dann eine
Risikogewichtung von 100 %, bei B+ und
darunter eine Gewichtung von 150 %
(Hickel 2002).

Da das gebundene Eigenkapital die
Kreditvergabemöglichkeiten einer Bank
reduziert, wird diese entweder Kredite mit
niedriger Bonität, d.h. höherer Eigenkapi-
talanforderung, nicht vergeben oder ent-
sprechend einen höheren Kreditzins anset-
zen. Daraus ergibt sich eine Differenzie-
rung bzw. Spreizung der Kreditkonditio-
nen in Abhängigkeit des durch das Rating
bestimmten Risikos. Untersuchungen zei-
gen, dass infolge des typischerweise niedri-
geren Ratings kleinere Unternehmen mit
höheren Kreditzinsen rechnen müssen
(Grunert u. a. 2002; Krämer-Eis/Taistra
2002). Die oftmals befürchtete generelle
Benachteiligung mittelständischer Unter-
nehmen ist infolge verschiedener Kompro-
misse bzw. Änderungen (u.a. Abflachung
der Risikogewichtungskurve, Wegfall von
Laufzeitzuschlägen, Retailportfolios) aber
nicht mehr zu erwarten.

Trotz der Nachbesserungen sind aber –
neben der Verschlechterungen der Kredit-
bedingungen für schlechter bewertete Un-
ternehmen – prozyklische Effekte wahr-

scheinlich (Eggert 2001). Zum einen ist un-
klar, in welchem Maße Banken die Aus-
nahmeregeln anwenden bzw. anwenden
können, und zum anderen unterliegen die
Banken selbst einer Bewertung, von der
schließlich ihre Refinanzierungskosten ab-
hängen. Banken mit einer schlechteren
Risikostruktur ihres Portfolios müssen ge-
gebenenfalls mit einer schlechteren Bewer-
tung und höheren Refinanzierungskosten
rechnen. Darüber hinaus könnte dies den
Konzentrationsprozess im Bankengewerbe
weiter befördern (KfW 2001).

Der zweite mit Basel II verbundene
Aspekt betrifft das Rating, das den Risiko-
gewichtungen zugrunde liegt. Banken kön-
nen externe Ratings heranziehen oder in-
terne Ratingverfahren nutzen (Deutsche
Bundesbank 2003). Ein gutes und aner-
kanntes externes Rating ist für das Unter-
nehmen vorteilhaft, da es die Position ge-
genüber Banken und anderen potenziellen
Kapitalgebern stärkt.Allerdings sind damit
erhebliche Kosten verbunden, so dass sich
viele kleinere Unternehmen ein solches
Rating nicht leisten können. Bei der Ver-
wendung interner Ratings haben die Ban-
ken z.B. hinsichtlich der regionalspezifi-
schen Gestaltung der Risikostruktur ihres
Portfolios mehr Spielräume (KfW 2001),
wobei aber die Abhängigkeit kleiner Unter-
nehmen eher steigen dürfte.

In das Rating selbst gehen firmen- und
branchenspezifische Faktoren bzw. Risiken
sowie Einschätzungen der Marktbedin-
gungen, der Wettbewerbsposition und der
Entwicklungsperspektiven ein (BdB 2003;
KfW 2001). Für Betriebe, die sich wie in
Ostdeutschland in einer relativ schwierigen
oder ungünstigen Situation befinden, kann
das Rating eine Belastung darstellen. Vor
allem Klein- und Kleinstunternehmen se-
hen kaum Möglichkeiten, ihre Bonitätsein-
stufung zu verbessern, und eine Untersu-
chung der Creditreform Rating AG im Jahr
2002 kam zu dem Ergebnis, dass sich in den
neuen Bundesländern fast die Hälfte aller
Unternehmen in den „schlechten Rating-
klassen“ befindet (Creditreform 2002b).
Hinzu kommt, dass viele Unternehmen
über Basel II und über die Ratingkriterien
der Banken noch unzureichend informiert
sind (KfW u.a. 2002; Hansmann/Ringle
2002).

7
Schwächung des öffent-
lichen Bankensektors

Zum öffentlichen Auftrag der Sparkassen
gehören die Finanzierung kleiner und
mittlerer Unternehmen und eine regional-
wirtschaftliche Orientierung (Vieweg u.a.
2002; Schrumpf/Müller 2001). Zu diesem
Zweck bestand gegenüber Landesbanken
und Sparkassen eine Gewährträgerhaftung
und Anstaltslast der öffentlichen Eigen-
tümer, welche eine geringere Eigenkapital-
ausstattung und die Kreditversorgung
schwächerer Unternehmen ermöglichten.
Nach Angaben des DSGV lag der Anteil der
Sparkassen bei der Finanzierung von Un-
ternehmen und Selbständigen Ende 2002
bei 41,9 % (DSGV 2003). Bei der Versor-
gung kleiner und mittlerer Unternehmen
wird den Sparkassen und Landesbanken
sogar ein Marktanteil von bis zu 75 % zu-
geschrieben (ver.di 2001). Gestiegen ist
ebenfalls der Anteil der Sparkassen bei der
öffentlichen Förderung durch die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau und die Deutsche
Ausgleichsbank (DSGV 2002).

Infolge einer Beschwerde der Europäi-
schen Bankenvereinigung bei der EU-
Kommission im Dezember 1999 und dem
dadurch ausgelösten EU-Beihilfeverfahren
bleibt zwar die öffentliche Trägerschaft be-
stehen, die Gewährträgerhaftung wird aber
nach einer vierjährigen Übergangsfrist ab-
geschafft und die Anstaltslast so umgestal-
tet, dass sie einer marktwirtschaftlichen
Beziehung und dem EU-Beihilferecht ent-
spricht. Angesichts des Rückzugs der Ge-
schäftsbanken aus dem Geschäft mit klei-
neren Unternehmen, der Orientierung am
Shareholder-Value und der zunehmenden
Oligopolisierung ist mit einer Verschlech-
terung der Finanzierungsbedingungen für
weniger erfolgreiche Betriebe zu rechnen
und gerade in Ostdeutschland besteht die
Gefahr, dass regionalwirtschaftliche Aspek-
te der Kreditvergabe kaum noch Berück-
sichtigung finden. Da sich die Sparkassen
relativ stark über Kundeneinlagen refinan-
zieren und ihre Erträge mehr als bei ande-
ren Banken auf dem Kreditgeschäft beru-
hen, sind sie auch von der Angebots-
konkurrenz der Kapitalmärkte bzw. der
Disintermediation im Finanzsektor beson-
ders betroffen (MittelstandsMonitor 2003,
S. 65). Wenn durch die Abschaffung der
Gewährträgerhaftung einerseits die Re-
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finanzierung der Landesbanken schwieri-
ger wird und andererseits die regionalen
Kreditportfolios der Sparkassen und Lan-
desbanken eine ungünstige Risikostruktur
aufweisen, könnte dies einzelne Institute in
Schwierigkeiten bringen und weitere Ein-
schnitte im öffentlichen Bankensektor be-
fördern (Eggert 2001). Die Befragungen
deuten an, dass selbst Sparkassen inzwi-
schen verschärfte Bedingungen an die Kre-
ditgewährung knüpfen (MittelstandsMo-
nitor 2003; KfW u.a. 2002).

8
Fazit und Ausblick

Für die Betriebe und für die regionale Ent-
wicklung in Ostdeutschland ist die Frage
der Finanzierung von erheblicher Bedeu-
tung. Das Zusammentreffen von betriebs-
und regionalspezifischen Problemfaktoren
und Veränderungstrends im Finanzsektor
könnte die ostdeutschen Unternehmen zu-
nehmend in eine Dilemmasituation
führen. Auf der einen Seite steht ein erheb-
licher Entwicklungs- und Investitionsbe-
darf, um die industrielle Basis Ostdeutsch-
lands nachhaltig zu verbreitern und die Po-
sition der Unternehmen in der europäi-
schen Arbeitsteilung zu verbessern.Auf der
anderen Seite drohen ostdeutsche Unter-
nehmen für die bestehenden Schwierigkei-
ten noch zusätzlich „bestraft“ zu werden,
wodurch diese möglicherweise noch ver-
tieft werden. Bei einer zunehmenden Sprei-
zung der Finanzierungskonditionen be-
steht für die meisten kleineren und wirt-
schaftlich schwächeren Unternehmen die
Gefahr, dass sie sich zukünftig am unteren,

d.h. schlechteren Ende der Angebotsspan-
ne wiederfinden oder sogar gänzlich von
überlebenswichtigen Bankkrediten abge-
schnitten werden.

Die zunehmende Zurückhaltung und/
oder höheren Ansprüche der Banken be-
züglich der Eigenkapitalrendite und der
Bonität der Unternehmen sowie die regio-
nale Häufung von Finanzierungsschwie-
rigkeiten in Ostdeutschland (Creditreform
2002b) wirken prozyklisch und selbstver-
stärkend. Die wachsende Bedeutung der
Kapitalmärkte wie auch die Konzentration
vieler Banken auf die rentableren Ge-
schäftsbereiche befördern eine Differenzie-
rung gemäß „guter“ und „schlechter“ Risi-
ken, die letztendlich durch Basel II noch
verstärkt wird (Eggert 2001). Durch die
Häufung „schlechterer“ Risiken geraten ei-
nerseits die regional engagierten Banken
unter Refinanzierungsdruck und müssen
in der Folge selbst stärker selektieren bzw.
die Konditionen spreizen, andererseits
stellt der Kapitalmarkt kaum Finanzie-
rungsalternativen zur Verfügung, da das
Profil vieler Unternehmen nicht den jewei-
ligen Ansprüchen entspricht. Langfristig
bessere Finanzierungskonditionen erfor-
dern eine erfolgreiche Profilbildung und
Positionierung der Unternehmen in der in-
ternationalen Arbeitsteilung. Darüber hi-
naus werden sie kaum umhin kommen,
den Anforderungen hinsichtlich einer
besseren Informationsaufbereitung und
Außendarstellung nachzukommen und –
soweit möglich – andere Finanzierungs-
instrumente (z.B. Beteiligungskapital) ne-
ben dem Bankkredit stärker zu nutzen.

Regionalwirtschaftlich gilt es zum ei-
nen, die Standort- bzw. Potenzialfaktoren
in Ostdeutschland (z.B. Infrastruktur, In-

novationspotenziale) zu verbessern, zum
anderen, das Angebot an Finanzierungs-
instrumenten so zu fördern, dass es nicht
nur Unternehmen mit ohnehin guten Ent-
wicklungsaussichten hilft. Eine solche Un-
terstützung sollte erstens – dies zeigen die
existierenden Informationsdefizite z.B.
hinsichtlich Basel II oder öffentlicher För-
derprogramme (KfW u.a. 2002; DIHK
2002) – vermehrte Beratungs- und Infor-
mationsangebote und zweitens die Ausge-
staltung spezifischer Finanzierungsinstru-
mente, z.B. Entwicklungsfonds und regio-
nal orientierte Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften, umfassen (Land 1997). Neben der
Förderung von Entwicklungspotenzialen
(z.B. Innovationen, Exporte) müssen öf-
fentliche Förderprogramme noch stärker
auf verschiedene Finanzierungsmöglich-
keiten (z.B. Beteiligungskapital, Bürgschaf-
ten, Verbriefung) ausgerichtet werden.

Mit der Abschaffung der Gewährträ-
gerhaftung und der Einschränkung der An-
staltslast könnten vor allem die Sparkassen
und Landesbanken in Ostdeutschland – ge-
rade dann, wenn sie ihren regionalwirt-
schaftlichen Anspruch weiter erfüllen wol-
len – unter Refinanzierungs- und in der
Folge auch Bestandsdruck geraten. Ein
sukzessives „Wegbrechen“ durch Privati-
sierungsvorstöße ist deshalb nicht auszu-
schließen.Angesichts der Trends im Privat-
bankenbereich sind regionalwirtschaftlich
orientierte Banken in öffentlicher Träger-
schaft aber von hoher Bedeutung für die
wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutsch-
lands. Eine mögliche Privatisierung dürf-
te eher die Finanzierungssituation ver-
schlechtern, als dass sie zu einer Angebots-
verbesserung durch intensivierten Wett-
bewerb beiträgt (DSGV 2001; Eggert 2001).
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